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Zusammenfassung Die Zahl an Erdwärmesonden nimmt
in ganz Europa stetig zu. Wie mit anderen Technologien
der Energiegewinnung sind auch mit Erdwärmesonden Ri-
siken verbunden. Deshalb bedarf es Leitlinien als Grundla-
ge für die Bewilligungsverfahren, die den Bau und Betrieb
einer solchen Anlage regeln. Um dabei den zu erwarten-
den Nutzen gegen mögliche Risiken abwägen zu können,
sind Kenntnisse über die hydrogeologischen Verhältnisse
am Standort und die dort stattfindenden Prozesse erforder-
lich. Am Beispiel des Erdwärmenutzungskonzepts des Kan-
tons Basel-Landschaft wird gezeigt, wie die Bewilligung
von Erdwärmesonden differenziert geregelt werden kann,
und wie die geologischen Merkmale einer Region in ein
Erdwärmenutzungskonzept integriert werden können. Dabei
werden insbesondere Karstgebiete, Gebiete mit der Gefahr
des Gebirgsquellens und der Subrosion, Gewässerschutzbe-
reiche, und Gebiete mit Grundwasserstockwerkbau oder ge-
spannten Grundwasserverhältnissen berücksichtigt. Der Ar-
tikel will damit einen Beitrag zur derzeit stattfindenden ge-
sellschaftlichen Diskussion über den Nutzen und die Risi-
ken der untiefen Geothermie leisten, indem er Risiken durch
den Bau und Betrieb von Erdwärmesonden beschreibt, und
Möglichkeiten aufzeigt, diese Risiken in der Bewilligungs-
praxis zu berücksichtigen.
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Risk-oriented approval of borehole heat exchangers
Abstract The number of borehole heat exchangers (BHEs)
is continuously rising in Europe. Just like other energy pro-
ducing technologies, there are risks associated with BHE
systems. Therefore, guidelines are necessary for regulating
the construction and operation of such installations. In order
to be able to trade-off the expected benefits against possi-
ble risks, knowledge about the local hydrogeological condi-
tions, and the processes taking place, is required. Using the
geothermal energy use concept developed for Canton Basel-
Landschaft as an example, it is shown how the approval of
BHE systems can be regulated in a differentiated way, and
how the geological characteristics of a region can be inte-
grated into a geothermal energy use concept. In particular,
karst areas, areas with the risk of ground swelling and sub-
rosion, water protection areas, and areas with multiple or
confined aquifers are considered. The article aims at making
a contribution to the present societal discussion about the
benefits and risks of shallow geothermal energy systems by
describing the risks associated with BHEs, and by present-
ing options to account for these risks in approval practice.
Keywords Shallow geothermal energy · Ground source
heat pumps · Risk analysis · Geothermal energy use concept
Einleitung
In die Entwicklung der Geothermie werden hohe Erwar-
tungen gesetzt. Die Förderung des Baus untiefer geother-
mischer Anlagen soll helfen, CO2-Emissionen zu verrin-
gern und den Anteil an erneuerbarer Energie zu steigern.
Tatsächlich steigt in den meisten europäischen Ländern die
Zahl der Erdwärmesonden (EWS) zur Wärmegewinnung
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stetig an (Sanner et al. 2003). Auch wenn der umweltpo-
litische Nutzen solcher Anlagen bezüglich einer Reduktion
von CO2-Emissionen unbestritten ist (z. B. Saner et al. 2010,
Blum et al. 2010), birgt diese Technologie gewisse Risiken.
Der Bau und Betrieb einer EWS findet an einem eng um-
grenzten Ort statt, dennoch sind weiträumige Auswirkungen
auf die Umwelt und insbesondere das Grundwasser mög-
lich (Ferguson 2009). Risiken für Umwelt und Grundwas-
ser bestehen beispielsweise durch ein mögliches Austreten
der Wärmeträgerflüssigkeit aus der Sonde (Klotzbücher et
al. 2007). Auch die Verwendung einer Bohrspülung und die
Bohrlochhinterfüllung können problematisch sein. Das Ein-
dringen der Bohrspülung in einen Aquifer kann das Grund-
wasser eintrüben und mit Keimen belasten. Aus dem für die
Bohrlochhinterfüllung verwendeten Zement können Metalle
und chemische Stoffe gelöst werden. In der modernen Bau-
industrie werden beispielsweise chemische Zementzusätze
verwendet, die toxisch sein können (Ruckstuhl et al. 2002,
2003). Dabei ist die Art und Menge solcher Bauhilfsstoffe
vielfältig und einem ständigen Wandel unterworfen. Genaue
Kenntnisse über Art und Menge der verwendeten Stoffe lie-
gen zumeist nicht vor (Eiswirth et al. 1999).
Als noch problematischer sind jedoch die Folgen einzu-
schätzen, die indirekt durch das Schaffen oder Plombieren
von Wasserwegsamkeiten im Untergrund, und somit einer
Änderung der hydraulischen Verhältnisse entstehen. Die-
se Risiken können in vielen Fällen überhaupt nicht oder
erst zu spät erkannt werden. Wasserwegsamkeiten können
durch die Auflockerungszone um das Bohrloch (Tsang et
al. 2005) und nicht vollständig hinterfüllte Bohrlochwän-
de entstehen. Es ist möglich, dass dadurch die Schutzfunk-
tion der Deckschichten über dem Grundwasser beeinträch-
tigt und eine dauerhafte Verbindung von der Oberfläche in
das Grundwasser geschaffen wird, durch die Schadstoffe
ins Grundwasser gelangen können. Die Grundwasserqualität
kann in gewissen Situationen ebenfalls bei einer Verbindung
von Grundwasserstockwerken gefährdet werden (La Vigna
et al. 2010, Zaporozec 1981). Die Änderung der Zirkula-
tionssysteme im Untergrund kann im Bereich von Altlas-
ten zur Mobilisierung von Schadstoffen führen (Huggenber-
ger et al. 2010). Außerdem ist es möglich, dass eine EWS-
Bohrung eine Entwässerung von Sedimenten bewirkt. Im
süddeutschen Schorndorf führte dies zum Versiegen einer
Quelle und zu Setzungen an der Oberfläche, welche Risse
an mehreren Wohnhäusern und einem Schulgebäude entste-
hen ließen. In Gebieten mit salz- oder sulfathaltigem Un-
tergrund besteht bei Zutritt von Wasser durch neu geschaf-
fene Verbindungen die Gefahr der Subrosion (Guerrero et
al. 2004) und des Gesteinsquellens (Hauber et al. 2005).
Dadurch können mit nur wenigen Bohrungen nicht nur lo-
kal, sondern auch in angrenzenden Grundstücken Schäden
an Gebäuden und Verkehrswegen durch Senkungen und He-
bungen an der Oberfläche entstehen. Ein derzeit prominen-
tes Beispiel ist die Stadt Staufen in Südwestdeutschland, wo
nach dem Bau einer EWS-Anlage schwerwiegende Schäden
an Häusern der Innenstadt aufgetreten sind (Goldscheider
& Bechtel 2009). Weitere Risiken, die tatsächlich auch im-
mer wieder auftreten, sind das Austreten artesisch gespann-
ten Grundwassers an die Erdoberfläche, das Austreten von
Erdgas (Wyss 2009) und seltener das Anbohren von Erdöl
führenden Schichten verbunden mit einer Mobilisierung des
Erdöls.
Um mögliche Risiken und negative Auswirkungen auf
die Umwelt und das Grundwasser durch eine Erdwärme-
nutzung mittels EWS zu vermeiden oder zumindest zu mi-
nimieren, bedarf es rechtlicher Vorgaben, die den Bau und
Betrieb einer solchen Anlage regeln. In der Schweiz ist auf
Bundesebene die Wärmenutzung aus dem Untergrund über
die Gesetze und Verordnungen zum Gewässerschutz gere-
gelt (GSchG 1991, GSchV 1998). Darüber hinaus gibt es
Leitfäden und Normen für die Praxis (BUWAL 2004, BA-
FU 2009, SIA 2010). Ähnlich ist die Situation in Deutsch-
land, wo das Wasserhaushaltsgesetz (WHG 2010) und das
Bundesberggesetz (BBergG 1980) den rechtlichen Rahmen
vorgeben, der durch die Leitfäden der Länder (z. B. LGRB
2005) und Baunormen (VDI 2000) spezifiziert wird. Eine
Übersicht über bewilligungsrechtliche Aspekte in Deutsch-
land geben Kübert et al. (2009) und Hähnlein et al. (2009).
Für den Vollzug auf kantonaler Ebene (in der Schweiz) bzw.
auf Ebene der unteren Verwaltungsbehörden (in Deutsch-
land) ist es jedoch notwendig, konkrete Leitlinien für die
Bewilligung von geothermischen Anlagen zu formulieren.
Die Umsetzung der rechtlichen Vorgaben ist in föderalisti-
schen Systemen unterschiedlich und muss den geologisch-
hydrogeologischen Begebenheiten einer Region Rechnung
tragen. Die Bewilligungspraxis kann eine liberale oder re-
striktive Haltung der zuständigen Behörde widerspiegeln, je
nachdem, ob der Erdwärmenutzung oder dem Trinkwasser-
schutz sowie dem Schutz vor geogenen Risiken Vorrang ein-
geräumt wird.
In diesem Artikel wird ein risikoorientiertes Erdwärme-
nutzungskonzept vorgestellt, das mögliche Gefahren in Zu-
sammenhang mit einer Installation von EWS berücksich-
tigt. Es basiert auf der Bewilligungspraxis im Kanton Basel-
Landschaft (AUE 2010). Das Konzept zeigt, wie die spe-
zifischen geologischen Merkmale einer Region, mit unter-
schiedlichen Aquiferen sowie quellfähigen oder leicht aus-
laugbaren Gesteinsschichten, in einem dicht besiedelten Ge-
biet in die Bewilligungspraxis integriert werden können.
Einzelne, für eine Bewilligung von EWS herangezogenen
Kriterien werden detailliert besprochen und diskutiert. Dies
beinhaltet das Vorgehen in Karstgebieten, in Gebieten mit
der Gefahr des Gebirgsquellens und der Subrosion, in Ge-
wässerschutzbereichen und in Gebieten mit Grundwasser-
stockwerkbau oder gespannten Grundwasserverhätnissen.
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Risikoorientiertes Erdwärmenutzungskonzept
Das Erdwärmenutzungskonzept des Kantons Basel-Land-
schaft (AUE 2010) bezieht sich auf die oberflächennahe
geothermische Energie (bis ca. 400 m), die durch Erdwär-
mesonden (EWS), Erdregister, Wärmekörbe, Energiepfäh-
le und Grundwasserwärmepumpen genutzt werden kann. In
diesem Artikel werden EWS als der weitaus häufigste ge-
nutzte geothermische Anlagentyp in der Schweiz (Signorelli
et al. 2004) besprochen.
Das vorgestellte Erdwärmenutzungskonzept sieht bei ei-
ner Bewilligung von EWS drei verschiedene Fälle vor: An
einem Standort sind EWS
(A) unzulässig,
(B) mit speziellen Auflagen zulässig oder
(C) mit Standardauflagen zulässig.
Welcher der Fälle an einem konkreten Standort zur Anwen-
dung kommt ist durch Kriterien definiert (Tab. 1), die den
Risiken Rechnung tragen, die mit Bau und Betrieb einer
EWS-Anlage verbunden sind. Einige der Kriterien sind na-
heliegend (z. B. Grundwasserschutzzonen, belastete Stand-
orte) oder sind Spezialfälle (z. B. Ölschiefer, Thermalquel-
len). Auf sie wird hier nicht näher eingegangen. Andere Kri-
terien (Karstgebiete, Gefahr des Gebirgsquellens und der
Subrosion, Gewässerschutzbereich AU , Grundwasserstock-
werksbau, gespanntes Grundwasser) lassen für ihre Bewer-
tung mehr Spielraum und beziehen sich auf häufig angetrof-
fene Situationen. Sie haben deshalb eine große Relevanz für
die Bewilligungspraxis und sind Gegenstand dieses Kapi-
tels.
Datenanforderungen
Zur Beurteilung der Standortkriterien für EWS sind raum-
planerische und hydrologisch-hydrogeologische Informa-
tionen erforderlich. Die raumplanerischen Daten sind in
vielen Fällen bei den Bewilligungsbehörden vorhanden.
Die hydrologisch-hydrogeologischen Daten müssen jedoch
meist erhoben und interpretiert werden. Ist die geologi-
sche Schichtenfolge im Untergrund an einem Standort be-
kannt, kann diese in Bezug zu den Kriterien des Erdwär-
menutzungskonzepts gebracht werden. Abbildung 1 zeigt
eine stratigraphische Tabelle, die für den Kanton Basel-
Landschaft repräsentativ ist, sowie die Zuordnung der stra-
tigraphischen Einheiten zu den einzelnen Kriterien. In
Schichten, denen der Fall (A) zugeordnet ist, darf generell
nicht hineingebohrt werden. In Schichten, denen der Fall (B)
zugeordnet ist, darf nur mit speziellen Auflagen hineinge-
bohrt werden. Ist an einem Standort die Schichtenabfolge
im Untergrund bekannt, kann die maximal zulässige Tie-
fe bestimmt werden, bis zu der eine Installation von EWS
möglich ist.
Karstgebiete
Karstgebiete sind bezüglich einer geothermischen Wärme-
nutzung durch EWS besonders problematisch. Die Proble-
matik äußert sich beim Bohren durch Spülungsverluste, Pro-
bleme mit der Standfestigkeit und Hinterfüllung des Bohr-
lochs sowie Hohlraumeinstürzen. Bei Druckspülbohrungen
besteht für das Grundwasser das Risiko, dass Spülflüssig-
keit unkontrolliert in großen Mengen im Untergrund ver-
schwindet und dort weitreichende Eintrübungen des Grund-
wassers verursacht. Diese Problematik lässt sich durch die
Tab. 1 Kriterien für die Bewilligung von Erdwärmesonden
Bewilligungskriterium Wärmenutzung durch Erdwärmesonden Fall
Grundwasserschutzzonen und -areale (S1–S3) unzulässig A
Belastete Standorte (inkl. Bauschutt und Inertstoffmaterial) unzulässig A
Standorte mit „konkurrierender“ Nutzung (z. B. unterirdische Anlagen) unzulässig A
Außerhalb von Siedlungsgebieten unzulässig A
Karstgebiete (St. Ursanne-Fm., Oberer Muschelkalk) unzulässig A
Gebiete mit Gefahr des Gebirgsquellens und der Subrosion (Gipskeuper, Anhydritgruppe) unzulässig A
Gewässerschutzbereich AU mit speziellen Auflagen zulässig B
Gebiete mit Kalk- und Dolomitsteinformationen mit speziellen Auflagen zulässig B
Grundwasserstockwerksbau, gespanntes und artesisch gespanntes Grundwasser oder stark
mineralisiertes Grundwasser
mit speziellen Auflagen zulässig B
Gebiete mit geogenen Risiken (Rutschgebiete, Ölschiefer, Gasaustritte, Gebirgsquellen,
Subrosion)
mit speziellen Auflagen zulässig B
Gebiete mit ungenügendem geologischen Wissen mit speziellen Auflagen zulässig B
Einflussbereich von Mineral- und Thermalquellen mit speziellen Auflagen zulässig B
Übrige Gebiete mit Standardauflagen zulässig C
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Abb. 1 Stratigraphische Tabelle der Region Basel mit Hinweisen zur
Wärmenutzung aus dem Untergrund. In geologischer Einheit ist eine
Erdwärmesonde (A) nicht zulässig, (B) mit speziellen Auflagen zuläs-
sig oder (C) mit Standardauflagen zulässig. Stratigraphie und Mächtig-
keitsangaben: Fischer (1969)
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Abb. 2 Mögliches Vorgehen
bei Erdwärmesondenbohrungen
in Karstgebieten
Verwendung moderner Inlochhammerverfahren, die mit ei-
ner Druckluftspülung arbeiten, vermeiden. Eine Grundwas-
serverschmutzung kann auch beim Einbringen von Injekti-
onsmittel entstehen. Injektionen werden bei Bohrungen in
Karstgebieten häufig angewandt, um der oben genannten
Problematik durch Karsthohlräume zu begegnen (Kutzner
1991). Es ist möglich, dass dazu Zementzusätze verwen-
det werden, die toxisch sind (Eiswirth et al. 1999, Ruckstuhl
et al. 2002, 2003). Das Risiko einer Grundwasserverschmut-
zung ist in Karstgebieten als besonders hoch einzustufen,
weil Schadstoffe in Karströhren besonders weit transpor-
tiert werden können (z. B. White 1999). Außerdem können
durch den Bohrvorgang dauerhaft neue Wasserwegsamkei-
ten entstehen oder durch das Einbringen von Zement beste-
hende Wasserwegsamkeiten plombiert werden, sodass sich
die hydraulischen Verhältnisse im Untergrund ändern. Da-
bei muss berücksichtigt werden, dass in allen Karstgebieten
zumindest vorübergehend mit einer Wasserführung zu rech-
nen ist.
Auf behördlicher Seite kann diesen Risiken auf verschie-
dene Weise Rechnung getragen werden. In manchen Kanto-
nen der Schweiz sind EWS in Karstgebieten generell nicht
zulässig. In ausgedehnten Karstgebieten wird durch eine
solche Regelung die oberflächennahe Erdwärmenutzung als
regenerative Energiequelle weiträumig verhindert. Es ist je-
doch auch möglich, differenzierte Lösungen zu finden. Die
Bewilligungsbehörde kann ein spezielles Vorgehen beim
Bau von EWS-Anlagen in Karstgebieten vorschreiben. Da-
bei können sowohl die tatsächliche Situation am Standort
(Vorhandensein von Hohlräumen), als auch raumplanerische
Gesichtspunkte (Grundwassernutzung im Abstrom) berück-
sichtigt werden (Abb. 2).
Im Gebiet des Schweizer Juras, für welches das vorge-
stellte Erdwärmenutzungskonzept entwickelt wurde, kom-
men drei regional bedeutende Grundwasserleiter vor, die
verkarstet sind oder sein können. Diese Grundwasserlei-
ter sind an geologische Formationen gebunden, die auch in
Teilen Süddeutschlands eine weite Verbreitung haben (vgl.
Abb. 1):
• die Kalk- und Dolomitsteine des Oberen Muschelkalks
(Hauptmuschelkalk, Trigonodusdolomit) zusammen mit
der darunterliegenden Dolomitzone des Mittleren Mu-
schelkalks;
• der Hauptrogenstein (Oberer Dogger);
• die Kalksteine des Malms: St. Ursanne-Formation („Rau-
racien-Korallenkalk“), Courgenay- und Velleratformation
(„Sequankalk“).
Dabei sind die St. Ursanne-Formation und der Obere Mu-
schelkalk besonders anfällig für Verkarstungen. EWS sind
im Kanton Basel-Landschaft in diesen beiden Formationen
deshalb unzulässig, während sie in anderen Kalk- und Dolo-
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mitsteinformationen bei einem Vorgehen entsprechend des
Entscheidungsbaums Abbildung 2 zulässig sind.
Gebiete mit Gefahr des Gebirgsquellens und der Subrosion
Beim Bau einer EWS können aufgrund der Auflockerungs-
zone um das Bohrloch und einer nicht vollständigen Hinter-
füllung die hydraulischen Verhältnisse im Untergrund ver-
ändert werden und neue Wegsamkeiten für das Grundwas-
ser entstehen. Der Zutritt von Wasser zu Gips oder Salz füh-
renden Schichten kann zur Lösung dieser Bestandteile und
dadurch zu Auslaugungserscheinungen führen (Gipskarst,
Salzkarst). Folge können Senkungen an der Erdoberfläche
(Subrosion) sein. In Gebieten mit anhydrithaltigen Schich-
ten kann bei Wasserzutritt Anhydrit in Gips umgewandelt
werden. Dies ist verbunden mit einer erheblichen Volumen-
zunahme und der Entstehung hoher Quelldrücke. Der Quell-
vorgang kann das Bohrloch und die EWS zerstören. Im Ex-
tremfall können die Quelldrücke zu Hebungen an der Erd-
oberfläche führen. Dieses Phänomen ist auch aus dem Stra-
ßen und Tunnelbau bekannt (Hauber et al. 2005). Weniger
bekannt hingegen sind dabei die im Gebirge ablaufenden
Prozesse (Anagnostou 2007).
Die Vorstellung, dass ohne Risiko in sulfathaltige Schich-
ten hineingebohrt werden kann, solange sie nicht mit Aqui-
feren verbunden werden, greift zu kurz. Im Schweizer Ju-
ra folgen beispielsweise im Liegenden des Gipskeupers zu-
nächst Dolomitsteine und Mergel des Lettenkeupers und
anschließend Kalk- und Dolomitsteine des Oberen Mu-
schelkalks (vgl. Abb. 1). Der Obere Muschelkalk bildet
einen regional bedeutsamen Aquifer. Bei Überdeckung mit
geringdurchlässigen Keuperschichten liegt das Grundwas-
ser dort häufig gespannt vor. Beim Durchfahren der Keu-
perschichten in den Oberen Muschelkalk ist ein Wasser-
fluss entlang der Bohrung nicht einfach zu kontrollieren
und ein Aufsteigen von Wasser in den Gipskeuper mög-
lich. Aber auch wenn der Gipskeuper nicht durchfahren
wird, können Quellerscheinungen nicht ausgeschlossen wer-
den. Grundwassergeringleiter sind nicht immer „trocken“,
sondern können Formationswasser enthalten. Die Prozes-
se, die zum Gebirgsquellen führen, sind noch wenig ver-
standen. Wird das hydraulische Potenzial im Untergrund
durch eine EWS-Bohrung verändert, sind die Auswirkun-
gen schwer vorhersehbar. Ob durch eine EWS-Bohrung
ein Zutritt von Wasser zu quellfähigen Gesteinen mög-
lich wird, ist – wenn überhaupt – nur bei einer Kenntnis
der geologischen-hydrogeologischen Verhältnisse und ei-
nem Monitoring zu beurteilen, bei welchem Zeitreihen hy-
draulischer Parameter und ihre mögliche Veränderung durch
den Bohrvorgang erfasst werden. Doch selbst wenn genaue
regionale und lokale hydrogeologische Kenntnisse vorhan-
den sind ist unklar, wie das Quellrisiko beurteilt werden soll.
Ein derzeit aktuelles Beispiel für das Phänomen des Ge-
birgsquellens ist die Stadt Staufen, in der die historische
Abb. 3 In der historischen Altstadt Staufens wurden über 250 Häuser
durch Hebungen des Untergrunds beschädigt. Die Hebungen wurden
ausgelöst durch die Installation von Erdwärmesonden, welche zu Ge-
birgsquellen im darunterliegenden Gipskeuper geführt hat
Altstadt durch Hebungen des Untergrunds stark beschädigt
wurde (Abb. 3). Die Hebungen wurden mit sehr hoher Wahr-
scheinlichkeit durch den Bau einer EWS-Anlage ausgelöst
(LGRB 2010, Goldscheider & Bechtel 2009). Es handelt
sich um den derzeit einzigen bekannt gewordenen Fall, bei
dem es in Zusammenhang mit einer Installation von EWS zu
größeren Schäden durch Gebirgsquellen kam. Dem gegen-
über stehen beispielsweise über 600 EWS-Bohrungen im
Gipskeuper in Baden-Württemberg ohne Schäden durch Ge-
birgsquellen. In Staufen sind sicherlich mehrere ungünstige
Situationen aufeinander getroffen (anhydritführende Gestei-
ne; Anbohren von gespanntem Grundwasser; unsachgemäße
Bohrlochhinterfüllung; Lage in einer historischen Altstadt,
in der die wenigsten Häuser ein modernes Fundament auf-
weisen). Um jedoch beurteilen zu können, ob Staufen ein
Einzelfall bleiben wird, reicht die Erfahrung von erst weni-
gen Jahren, in denen EWS-Bohrungen mit einer gewissen
Häufigkeit durchgeführt werden, noch nicht aus. Dies gilt
insbesondere, weil die beim Gebirgsquellen stattfindenden
Prozesse bisher noch nicht verstanden sind (Hauber et al.
2005, Anagnostou 2007).
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Entsprechend des Erdwärmenutzungskonzepts Basel-
Landschaft darf wegen der Risken des Gebirgsquellens
und der Subrosion nicht in sulfat- oder salzhaltige geolo-
gische Schichten hineingebohrt werden. Da Sulfatanteile
im Bohrklein oftmals schwer zu erkennen sind, betrifft die
Regelung in Basel-Landschaft die geamtete Gipskeuperfor-
mation und die Sulfatschichten des Mittleren Muschelkalks
(Anhydritgruppe) (vgl. Abb. 1).
Gewässerschutzbereich AU
Der Gewässerschutzbereich AU in der Schweiz ist bezüg-
lich seiner Ausdehnung vergleichbar der Schutzzone III B
in Deutschland, die dort das gesamte Einzugsgebiet einer
Wasserfassung umfasst. Im Gegensatz zu einer Schutzzo-
ne ist der Gewässerschutzbereich AU aber unabhängig von
einer Trinkwassernutzung. Er dient nicht dem Schutz einer
bestimmten Wasserfassung, sondern dem flächendeckenden
und nachhaltigen Schutz der Ressource Grundwasser. Der
Gewässerschutzbereich AU ist in der Schweiz definiert als
Gebiet mit zur Trinkwassergewinnung nutzbarem unterirdi-
schen Gewässer sowie die zu dessen Schutz notwendigen
Randgebiete (Abb. 4).
Im AU besteht die Gefahr der Verschmutzung des ge-
schützten Grundwassers. Es ist möglich, dass Schadstoffe
durch den Bohrvorgang beim Sondenbau oder, im Falle ei-
nes Defekts, beim Betrieb der Anlage in das Grundwasser
gelangen. Beispielsweise haben chemische Zusätze im Ze-
ment der Bohrlochhinterfüllung (Eiswirth et al. 1999, Ruck-
stuhl et al. 2002, 2003) und in der Wärmeträgerflüssigkeit
(Klotzbücher et al. 2007) ein grundwassergefährdendes Po-
tenzial. Beim Bohren verwendetes Spülwasser muss Trink-
wasserqualität haben, damit keine Keime in das Grundwas-
ser gelangen. Es ist außerdem möglich, dass die Wiederher-
stellung der Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung
nach dem Sondenbau mangelhaft ist (durch die Auflocke-
rungszone um das Bohrloch, durch nicht vollständig hinter-
füllte Bohrlochwände). Dadurch kann eine dauerhafte Ver-
bindung von der Oberfläche in das Grundwasser geschaf-
fen werden, wodurch bei oberflächennahen Kontaminatio-
nen Schadstoffe ins Grundwasser gelangen können.
Da der Gewässerschutzbereich AU vor allem in Flusstä-
lern vorkommt, wo häufig auch die größten Siedlungsgebie-
te liegen, könnten die meisten EWS-Vorhaben nicht reali-
siert werden, wenn sie dort generell unzulässig wären. Am
Beispiel des unteren Birstals südlich von Basel kann veran-
schaulicht werden, wie sich eine Bewilligung von EWS (mit
speziellen Auflagen) innerhalb des Gewässerschutzbereichs
AU auf eine mögliche Verbreitung von EWS auswirkt. Die
Besiedlung des Birstals konzentriert sich auf die Flussebe-
ne der Birs, welche sich ungefähr mit dem Gewässerschutz-
bereich AU deckt (Abb. 5A). Diese Situation ist typisch für
viele Flusstäler in dicht besiedelten Gebieten. Ohne eine Be-
willigung von EWS mit speziellen Auflagen im Gewässer-
schutzbereich AU könnten in den meisten besiedelten Ge-
bieten im Kanton Basel-Landschaft keine EWS-Vorhaben
bewilligt werden (Abb. 5C).
Im Kanton Basel-Landschaft sind EWS innerhalb AU
zulässig, wenn keine tatsächlich vorhandene Trinkwasser-
nutzung gefährdet wird (also außerhalb von Grundwasser-
schutzzonen). Um das Risiko einer Grundwasserverschmut-
zung jedoch zu minimieren, gelten für die Bewilligung
von EWS innerhalb AU spezielle Auflagen. Dazu gehören
besondere Anforderungen an die Wärmeträgerflüssigkeit,
Meldepflicht einer Leckage und eine dauerhafte Verrohrung
von Teilstrecken oder Einbringen von textilen Packern im
Bereich der Lockergesteinsstrecke bis in den Grundwasser-
stauer. Die speziellen Auflagen umfassen bei großen Anla-
gen (EWS-Felder) außerdem Berechnungen oder Simulatio-
nen zur thermischen Beeinflussung des Grundwassers (z. B.
Hähnlein et al. 2010, Pannike et al. 2006).
Abb. 4 Schematische Darstel-
lung des Gewässerschutzbe-
reichs AU (aus BUWAL 2004)
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Abb. 5 Nutzungsmöglichkeiten geothermischer Energie im Gewäs-
serschutzbereich AU am Beispiel des unteren Birstals. Der Gewässer-
schutzbereich AU entspricht ungefähr der Flussebene. Dort befinden
sich auch die meisten Siedlungsgebiete (A). Bei einem generellen Ver-
bot von Erdwärmesonden innerhalb AU ist zwar weniger als das hal-
be Gemeindegebiet vom Verbot betroffen (B), jedoch der Großteil des
Siedlungsgebiets (C). Bei einer Bewilligung mit speziellen Auflagen
kann die Nutzung geothermischer Energie durch Erdwärmesonden fast
im gesamten Gebiet der Gemeinden, und im gesamten Siedlungsgebiet
genutzt werden (D und E). Nicht berücksichtigt sind andere Kriterien
als Gewässerschutzbereiche und Grundwasserschutzzonen
Grundwasserstockwerksbau
Oftmals werden nur die oberflächennahen Grundwasserlei-
ter genutzt. In tieferen Stockwerken ist die Qualität des
Grundwassers meist unbekannt, und salinares Grundwas-
ser ist dort häufiger zu erwarten. Bei einer Verbindung der
Grundwasserstockwerke durch Bohrungen kann sich die
Qualität im oberen Stockwerk verschlechtern (Zaporozec
1981). Umgekehrt kann ein verschmutzter oberflächennaher
Aquifer einen geschützten tieferen beeinträchtigen, wenn
diese Aquifere durch Bohrungen verbunden werden (La Vi-
gna et al. 2010). Außerdem können sich durch die Verbin-
dung von Grundwasserstockwerken die hydraulischen Ver-
hältnisse im Untergrund ändern (Zaporozec 1981) mit nur
schwer abschätzbaren Folgen. Eine Änderung des Fließ-
felds kann zum Beispiel zur Mobilisierung von Schadstof-
fen im Untergrund führen (Huggenberger et al. 2010). Wei-
tere potenzielle Risiken beinhalten das Zuführen von Was-
ser zu leicht löslichen oder quellfähigen Schichten (Ep-
ting et al. 2009, vgl. auch Abschnitt zum Gebirgsquellen
und Subrosion) oder die Minderung der Ergiebigkeit von
Grundwasserbrunnen (wie im Fall Schorndorf). Aus die-
sen Gründen ist eine Verbindung von Grundwasserstock-
werken durch EWS-Bohrungen unbedingt zu vermeiden.
Moderne Bohrtechniken (z. B. die Verwendung speziel-
ler Packer) und ein angepasster Ausbau der Bohrung (z. B.
dauerhaft einzementierte Sperrrohre) können die Verbin-
dung von Grundwasserstockwerken durch Bohrungen ver-
hindern. Jedoch wird der Aufwand bei der Erstellung des
Bohrlochs dadurch deutlich erhöht, sodass die Höhe der In-
vestitionskosten die Wirtschaftlichkeit der Anlage in Frage
stellen kann. Darüber hinaus haben Bewilligungsbehörden
wenig Möglichkeit, die Qualität der technischen Ausfüh-
rung zu kontrollieren. Aus diesen Gründen wird in Basel-
Landschaft als spezielle Auflage die Bohrtiefe so begrenzt,
dass in Gebieten mit Grundwasserstockwerksbau ein Ab-
stand von 10 % der Bohrtiefe, mindestens aber 10 m zum
unteren Grundwasserstockwerk eingehalten werden muss.
Dies ist durch eine angepasste geologische Begleitung der
Bohrung sicherzustellen.
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Gespanntes Grundwasser
Der Austritt von artesisch gespanntem Grundwasser (Abb. 6)
führt im Bereich der Bohrstelle vorübergehend zu Ver-
schmutzungen und, wenn das Wasser nicht schnell abge-
leitet werden kann, möglicherweise auch zu Schäden. In
manchen Situationen kann auch ein nahegelegener Vorflu-
ter von Verschmutzungen betroffen sein, denn oft treten mit
dem Wasser auch die Spülflüssigkeit sowie der zur Abdich-
Abb. 6 Der Austritt artesisch gespannten Grundwassers führt zu Ver-
schmutzungen und kann Schäden verursachen. Foto: Wolfgang Enges-
ser
tung verwendete Zement aus. Das Anbohren von „nur“ ge-
spanntem Grundwasser kann ebenfalls problematisch sein
und bleibt häufig unbemerkt. Wohin das Grundwasser fließt,
und welche Folgen das für die Umwelt hat, ist in der Regel
nicht ersichtlich.
In Gebieten mit ausgeprägter Topographie ist in Talla-
gen das Risiko, dass bei einer EWS-Bohrung artesisch ge-
spanntes Grundwasser angetroffen wird, besonders hoch.
Abbildung 7 zeigt schematisch die Zunahme des hydrauli-
schen Potenzials mit der Tiefe in Tallagen. Dies führt zu
artesisch gespannten Verhältnissen, sobald ein Grundwas-
serleiter nach oben von einer geringdurchlässigen Schicht
begrenzt wird.
Gespräche mit erfahrenen Geologen, die viele tiefer ge-
hende Bohrprojekte begleiten, haben verdeutlicht, dass sich
Schäden beim Antreffen artesisch gespannten Grundwassers
durchaus vermeiden lassen. Voraussetzungen dazu sind ein
gut geschultes Bohrpersonal und die Bereithaltung von ge-
eignetem Material zur Abdichtung des Bohrlochs an jeder
Bohrstelle. Letzteres ließe sich durch Kontrollen seitens der
Bewilligungsbehörden überprüfen.
Anfang November 2009 ging der Fall von Wiesbaden
durch die Medien, wo bei einer Geothermiebohrung in
130 m Tiefe ein artesisch gespannter Grundwasserleiter an-
gefahren wurde. Es traten bis zu 6.000 l/min Wasser an der
Oberfläche aus, und es dauerte zwei Tage, bis der Wasser-
fluss gestoppt werden konnte. Dies ist sicher ein extremer
Sonderfall. Eine telefonische Umfrage unter Bewilligungs-
behörden, Geologen und Bohrunternehmen hat jedoch er-
geben, dass Schäden durch Arteser immer wieder auftreten
und kein Einzelfall sind. Eine Quantifizierung des Risikos
ist aber nicht möglich, weil systematische Untersuchungen
hierzu fehlen. In der Schweiz bieten Versicherer seit eini-
gen Jahren eine „Arteserversicherung“ für Bohrfirmen an,
jedoch sind die Statistiken der Versicherungsunternehmen
nicht zugänglich.
Im Kanton Basel-Landschaft ist eine Bewilligung von
EWS in Gebieten mit gespanntem Grundwasser mit speziel-
len Auflagen verbunden. Die speziellen Auflagen schreiben
Abb. 7 Bohrungen mit Wasser-
spiegel im Bohrloch bei Vollver-
rohrung. Während in Höhenla-
gen das hydraulische Potenzial
mit der Tiefe abnimmt, nimmt
dieses in den Tälern mit der
Tiefe zu. Dies begünstigt das
Auftreten artesisch gespann-
ten Grundwassers in Tallagen,
wenn der Grundwasserleiter
nach oben von einer undurch-
lässigen Schicht begrenzt wird.
Ergänzt nach Hubbert (1940)
mit Zustimmung University of
Chicago Press, © 1940
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eine Begrenzung der Bohrtiefe vor, sodass das Anbohren des
gespannten Grundwasserleiters verhindert wird. Dies erfor-
dert genaue Kenntnisse der Schichten im Untergrund sowie
der lokalen und regionalen Fließsysteme. Außerdem muss
an der Bohrstelle immer Material zur Abdichtung des Bohr-
lochs vorhanden, und das Bohrpersonal entsprechend ausge-
bildet sein. Eine gewisse Absicherung, dass diese Standards
eingehalten werden, wird dadurch zu erreichen versucht,
dass nur Bohrfirmen mit FWS-Gütesiegel (FWS 2007) für
EWS-Bohrungen zugelassen sind.
Diskussion und Schlussfolgerungen
In den meisten urbanen Gebieten Europas nimmt der An-
spruch auf die Nutzung des Untergrundes zu. Raum- und
Ressourcennutzungen kommen insbesondere in den dicht
besiedelten und industriell intensiv genutzten Flussebenen
„übereinander gestapelt“ in beinahe beliebigen Kombinatio-
nen vor. Daraus ergeben sich gegenseitige Beeinflussungen
und Gefährdungen (Epting et al. 2008). Weil aber Vorgaben
für die Nutzung des Untergrundes oftmals ebenso wie die
dazu notwendigen dreidimensionalen geologischen Grund-
lagen fehlen, sind Nutzungskonflikte vorprogrammiert. Für
die Wahrung der öffentlichen Interessen ist eine Koordina-
tion der Nutzung des Untergrundes erforderlich (Ferguson
2009). Das Ziel dabei ist, sowohl den Bau von geothermi-
schen Anlagen zu fördern, als auch die Quantität und Qua-
lität der Grundwasserressourcen langfristig zu sichern und
mögliche Risiken zu reduzieren. Das vorgestellte Erdwär-
menutzungskonzept kann mit seinen Vorgaben diesem Ziel
dienen und damit zu einer Versachlichung von Nutzungs-
konflikten beitragen.
Geothermiebohrungen haben in jüngster Zeit in Sied-
lungsgebieten erhebliche Gebäudeschäden verursacht und
entsprechend eine große mediale Aufmerksamkeit erhalten.
Auch wenn die meisten EWS-Projekte ohne Probleme reali-
siert werden, können die Folgen einer unsachgemäßen Aus-
führung von EWS-Bohrungen dramatisch sein. Ob ange-
sichts der immer häufigeren Installation von EWS (Sanner
et al. 2003) die bekannt gewordenen Fälle in Staufen, Wies-
baden und Schorndorf Einzelfälle bleiben werden, ist der-
zeit schwer abschätzbar. Eine systematische Erfassung und
Quantifizierung von Schäden, die durch eine Installation von
EWS hervorgerufen wurden, fehlt bis heute.
Die in der Vergangenheit bei EWS-Bohrungen aufgetre-
tenen Probleme zeigen, dass bei geologischen Planungs-
büros und Bohrunternehmern hydrogeologische Aspekte
bisher zu wenig Berücksichtigung finden. Risiken in Zu-
sammenhang mit Grundwasser werden meist nur gesehen,
sofern dieses als Trinkwasser genutzt wird. Den Wasser-
zirkulationssystemen im Festgestein des tieferen Unter-
grunds wird wenig Beachtung geschenkt. Dabei spielen die-
se nicht nur in regional bedeutsamen Aquiferen, sondern
auch bei kleineren Vorkommen und in vermeintlich „tro-
ckenen“ geringleitenden Formationen eine Rolle. Insbeson-
dere die Kenntnisse der Gesteins-Wasserwechselwirkungen
in Gebieten mit quellfähigen und löslichen Einheiten im
Untergrund sind noch gering und müssen erweitert werden.
Dies zeigen beispielhaft die großen Probleme in Zusammen-
hang mit dem Quellen von anhydritführenden Tonsteinen,
die vor allem im Tunnelbau auftreten (Hauber et al. 2005,
Anagnostou 2007).
In der Bewilligungspraxis gilt es, den zu erwartenden
Nutzen gegen mögliche Risiken sowie private und öffent-
liche Interessen gegeneinander abzuwägen. Je differenzier-
ter diese Abwägungen ausfallen sollen, desto mehr Kennt-
nisse über die geologischen Verhältnisse am Standort und
in dessen weiterer Umgebung sowie die dort stattfindenden
hydrogeologischen Prozesse sind erforderlich. Bei einer li-
beralen Haltung im Bereich des Vollzugs der Umweltgesetz-
gebung besteht die Gefahr von negativen Auswirkungen von
geothermischen Anlagen für die Umwelt und für die künfti-
ge Nutzung des Untergrundes für andere Zwecke wie z. B.
Verkehr. Im Fall einer großen Anzahl von EWS-Bohrungen
in Siedlungsgebieten sind Veränderungen der hydrogeologi-
schen Verhältnisse ohne geeignete Monitoringsysteme (hy-
draulisches Potenzial, tiefenabhängige Temperatur; Epting
et al. 2010) nur schwierig vorherseh- oder quantifizierbar.
Es macht wenig Sinn in Gebieten mit geogenen Risiken in
unmittelbarer Nähe von Siedlungsgebieten, Hochleistungs-
strassen oder Bahnlinien Infrastruktureinrichtungen mit ein-
zelnen Projekten zu gefährden.
Bei einer sorgfältigen Erkundung und Planung sind in
vielen Fällen differenzierte, ortsspezifische Lösungen mög-
lich. Da der Aufwand für die Betreiber einer EWS-Anlage
jedoch in einem „vernünftigen“ Rahmen bleiben soll, sind
die geologisch-hydrogeologischen Gutachten, die von den
Bauherren finanziert werden müssen, insbesondere in geo-
logisch unbekannten Gebieten oder in komplexen Situatio-
nen für eine fundierte Entscheidung oftmals ungenügend.
Deshalb kommt staatlichen Stellen, welche die öffentlichen
gegen private Interessen sichern, eine wichtige Rolle zu.
Die staatlichen geologischen Dienste haben die Aufgabe,
die Planung zu unterstützen, indem sie geologische Infor-
mationen bereitstellen und Konzepte für die Wärmenut-
zung des Untergrundes entwickeln. Je spezifischer vorhan-
dene Daten aufbereitet sind, desto größer ist ihr Nutzen. In-
dem die geologischen Dienste Planungshilfsmittel zur Ver-
fügung stellen, können sie eine Erdwärmenutzung entschei-
dend fördern und gleichzeitig den Schutz der Ressource
Grundwasser verbessern, und konkurrierende oder sich aus-
schließende Nutzungen verhindern. Solche Hilfsmittel sind
Web-basierte geothermische Karten oder Informationssyste-
me, die auf dreidimensionalen geologischen Modellen und
raumplanerischer Information basieren (Panteleit & Reich-
ling 2006, Ondreka et al. 2007), und numerische Simula-
tionen zur Wärmebewirtschaftung (Hähnlein et al. 2010,
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Hecht-Méndez et al. 2010, Pannike et al. 2006). Ihre Inhal-
te können nach Bedarf mit dem aktuellen Kenntnisstand der
Risiken abgeglichen werden.
Für die Beurteilung von Risiken von Geothermieanla-
gen sind gute Kenntnisse der lokalen Geologie und Hy-
drogeologie notwendig. Je besser die Datenlage, desto dif-
ferenzierter können Randbedingungen bei Bewilligungen
formuliert werden. Beim Fehlen von guten geologisch-
hydrogeologischen Kenntnissen ist eine restriktivere Bewil-
ligung solcher Anlagen erforderlich. Neben geologischen
Kenntnissen kommt jedoch auch der Bohr- und Ausbau-
technik eine große Bedeutung zu. Die Bewilligungsbehör-
den müssen verbindliche Standards bei der Erstellung von
EWS-Anlagen bezüglich Qualitätssicherung, technischen
Anforderungen und Know-how des Personals festlegen, wie
sie beispielsweise die Fördergemeinschaft Wärmepumpen
Schweiz empfiehlt (FWS 2007). Die bestehende Technik
kann bezüglich einer Minimierung von Risiken sicher noch
weiter entwickelt werden. Bei einer sorgfältigen Planung
und entsprechender Wahl der Technik können in gewissen
Fällen Geothermievorhaben auch in problematischeren Ge-
bieten sicher durchführbar sein.
Konkrete Regeln können helfen, viele Risiken zu vermei-
den. Eine hundertprozentige Sicherheit gibt es auch bei die-
ser Energiequelle nicht. Jedoch gilt es, die Risiken mit dem
Nutzen in Bezug zu setzen und mit anderen Energiequel-
len zu vergleichen. Die Regeln können aber nicht ein Pro-
zessverständnis und eine Kenntnis der lokalen geologisch-
hydrogeologischen Verhältnisse ersetzen. Im Gegenteil, die
Beurteilung der Kriterien des Erdwärmenutzungskonzepts
machen diese Kenntnisse zu einer notwendigen Vorausset-
zung. Hier kommt der Hydrogeologie in Zukunft eine wich-
tige Rolle zu.
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